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Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
Gewährung von Zuschüssen an Sportvereine – Vereinssportbetrieb und sonstige Spor t-
förderung 
 
 
„Den genannten Antragstellern werden folgende Zuschüsse mit einer Gesamtsumme in Höhe 
von 278.369,92 € gewährt: 
 
1. Stadtsportbund Braunschweig e. V.              248.600,00 € 
2. Radsportverein Braunschweig 1923 e. V.:    bis zu  12.269,92 € 
3. Leichtathletik-Gemeinschaft Braunschweig e.V.:   bis zu  12.500,00 € 
4. Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH:           kein Zuschuss 
5. Kreisschwimmverband Braunschweig e. V.:           kein Zuschuss 
6. FC Sportfreunde 1920 Rautheim e.V.           kein Zuschuss 
7. Schützenverein Querum von 1874 e.V.      bis zu  5.000,00 € 
8. Schwimmsportclub Germania 08 e.V.             kein Zuschuss.“ 
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Die Stadt Braunschweig gewährt seit Jahren gem. Ziffer 3.5 – Förderung des Vereinssportbe-
triebes- und Ziffer 3.6 –Sonstige Sportförderung- der Sportförderrichtlinien der Stadt Braun-
schweig auf Antrag Zuschüsse, insbesondere dem Stadtsportbund für die Personal- und Sach-
kosten der Geschäftsstelle und der Sportjugend, für Übungsleiterentschädigungen und für die 
Sachbearbeitung des Sportabzeichens. Weiter werden Zuschüsse für Leistungsgemeinschaften 
und die Ausrichtung von Sportveranstaltungen sowie die Teilnahme an Deutschen Meister-
schaften, Europa- und Weltmeisterschaften gewährt. 
 
Im Budget des Fachbereiches 67 - Stadtgrün und Sport - sind hierfür im Haushaltsjahr 2012 
315.000,00 € veranschlagt. Unter Beachtung der Sportförderrichtlinien wird die Gewährung fol-
gender Zuschüsse, für die der Verwaltung bereits Anträge vorliegen, vorgeschlagen: 
 
1. Stadtsportbund Braunschweig e.V. (SSB) 
 
Bezug nehmend auf den Antrag des SSB vom 14. März 2012 wird die Gewährung eines Zus-
chusses gemäß Ziffer 3.6 der Sportförderrichtlinien der Stadt Braunschweig, der sich wie folgt 
zusammensetzt, vorgeschlagen: 
 

• Übungsleiterentschädigungen:      94.100,00 € 
• Personalkosten für die Sachbearbeitung des Sportabzeichens:  10.800,00 € 
• Personal- und Sachkosten der Sportjugend:    47.000,00 € 
• Personal- und Sachkosten der Geschäftsstelle:    96.700,00 € 

gesamt:                 248.600,00 €. 
 
 
Die Beträge für die Übungsleiterentschädigungen und die Sachbearbeitung der Sportabzeichen 
entsprechen den im Vorjahr bewilligten und ausgezahlten Zuschussbeträgen. Der Zuschuss für 
die Personal- und Sachkosten der Geschäftsstelle beinhaltet eine einmalige Erhöhung um 
12.000,00 €, der Zuschuss für die Personal- und Sachkosten der Sportjugend beinhaltet eine 
einmalige Erhöhung um 8.000,00 €.  
 
Der Stadtsportbund begründet die beantragte Erhöhung mit der Einstellung einer qualifizierten 
Mitarbeiterin zur Bildung einer Koordinierungsstelle, um die Kooperation von Ganztagsschulen 
und Sportvereinen zu unterstützen. Der Stadtsportbund und die Sportjugend entsprechen hier-
mit einer Zielvorgabe des Landessportbundes Niedersachen e.V. und der Sportjugend Nieder-
sachsen, die dadurch den Schulen und den Sportvereinen kompetente Informationen und Bera-
tungsleistung zur Verfügung stellen wollen. Der schulsportliche Bedarf und das Sportangebot 
der Vereine sollen durch gezielte individuelle, an den örtlichen Bedingungen orientierte Koordi-
nation zusammengeführt werden. 
 
Die neu eingerichtete Koordinierungsstelle betreut gemäß Angaben des SSB zurzeit 39 Ganz-
tagsschulen in Braunschweig. Die anfallenden Personal- und Sachkosten sollten ursprünglich 
durch Dritte gedeckt werden. Für das Jahr 2012 ergibt sich jedoch eine Finanzierungslücke in 
Höhe von 20.000,00 €, für die der SSB um städtische Unterstützung bittet. Der SSB strebt 
durch Sponsorenakquise für 2013 eine vollständige Fremdfinanzierung der Koordinierungsstelle 
an. 
 
2. Radsportverein Braunschweig 1923 e. V. 
 
Mit Schreiben vom 7. Dezember 2011 beantragt der Radsportverein Braunschweig 1923 
e. V. für die Durchführung der Internationalen Radsportveranstaltung gemäß Nr. 3.52 der Sport-
förderrichtlinien der Stadt Braunschweig wie in den Vorjahren einen Zuschuss. Voraussichtlich 
finden die Rennen am 7. und 8. Juli 2012 statt. 
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Die nachzuweisenden und unabdingbaren Gesamtkosten für die Durchführung der Veranstal-
tung beziffert der Verein mit ca. 41.400,00 € und beantragt einen Zuschuss in Höhe von 
20.000,00 €. 
 
Die Prüfung der Verwendungsnachweise der letzten Jahre hat ergeben, dass die Gesamtkosten 
für die Veranstaltung (ohne Kosten für Absperrmaßnahmen) im Mittel maximal 32.000,00 € be-
tragen. Dem Radsportverein Braunschweig 1923 e. V. wäre für die Durchführung der Interna-
tionalen Radsport-Trilogie ein Zuschuss in Höhe von bis zu 16.000,00 € zu gewähren, um den 
Erhalt dieser Traditionsveranstaltung zu ermöglichen. Die Prüfung des Verwendungsnachwei-
ses für das Jahr 2009 hat allerdings einen Rückforderungsbetrag von 3.730,08 € ergeben. Die 
Verwaltung schlägt daher vor, unter Berücksichtigung des Rückforderungsbetrages dem Rad-
sportverein Braunschweig 1923  
e. V. für die Durchführung der diesjährigen Radsportveranstaltung einen Zuschuss in Höhe von 
bis zu 12.269,92 € zu gewähren. 
 
3. Leichtathletik-Gemeinschaft Braunschweig (LG) 

 
Gem. Ziffer 3.53 der Sportförderrichtlinien der Stadt Braunschweig  können Leistungs-
gemeinschaften für den Trainings- und Wettkampfbetrieb  Zuschüsse erhalten. Die Höhe der 
Zuwendung wird im Einzelfall festgesetzt. Mit Schreiben vom 12. März 2012 beantragt die 
Leichtathletik-Gemeinschaft Braunschweig (LG) für ihren Trainings- und Wettkampfbetrieb ei-
nen Zuschuss in Höhe von 12.500,00 € zu den Gesamtausgaben in Höhe von 15.000,00 € 
(83,3 %).  
 
Die Athleten der LG sind erfolgreich und haben Siege und gute Platzierungen bei Meisterschaf-
ten errungen. Im letzten Jahr hat die LG wieder an zahlreichen Deutschen Meisterschaften, 
Norddeutschen- und Landesmeisterschaften teilgenommen, teilt die LG in ihrem Antrag mit. 
Besonders erwähnt die LG, dass sich die Zahl der an Wettkämpfen teilnehmenden Athleten im 
Vergleich zu den Vorjahren deutlich erhöht hat, da die Schülerinnen und Schüler  der Alterklas-
se U 16 nicht mehr für ihre Stammvereine, sondern für die LG starten. 
 
Bezug nehmend auf die o. g. Ausführungen, die die Verwaltung für plausibel hält, wird vorge-
schlagen, der LG für die Durchführung des Trainings- und Wettkampfbetriebes einen Zuschuss 
in Höhe von bis zu 12.500,00 € zu gewähren. 
 
4. Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH 
 
Die Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH hat zusammen mit der Interessen-gemeinschaft 
Braunschweiger Luftsportvereine mit Schreiben vom 31. Januar 2012 die Gewährung eines 
Zuschusses als pauschale Abgeltung für die Vorhaltung des Flughafens für luftsportliche Aktivi-
täten Braunschweiger Vereine beantragt. 
 
Die Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH teilt mit, dass sie bei einer Zuschuss-
gewährung, wie in den Vorjahren auch, im Rahmen einer Sondergenehmigung zur Gebühren-
ordnung auf die Berechnung der Landegebühren für den Segelflug- und Fallschirmsport ver-
zichten würde. Die gesamten Vorhaltekosten für das vereinssportlich genutzte Flughafenareal 
(Mäharbeiten und Geländepflege) prognostiziert die Flughafen GmbH in diesem Jahr auf vor-
aussichtlich 19.187,90 € und beantragt in dieser Höhe einen Zuschuss. 
 
Im Rahmen einer internen Prüfung hat die Verwaltung festgestellt, dass mit dem Inkrafttreten 
der Sportförderrichtlinien der Stadt eine Förderung der Flughafen Braunschweig-Wolfsburg 
GmbH für den Antragszweck aus dem Sportbudget nicht erfolgen kann. Versehentlich wurde in 
den vorangegangenen Jahren dennoch ein städtischer Zuschuss aus dem Sportbudget ge-
währt. Dieses Versehen wird nun korrigiert. Die Verwaltung schlägt deshalb vor, keinen Zus-
chuss zu bewilligen. 
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Die Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH wurde vorab bereits über den Sachverhalt in-
formiert. 
 
5. Kreisschwimmverband Braunschweig e. V 
 
Für den Betrieb der beiden Landesstützpunkte Schwimmen und Nachwuchswasserball beant-
ragt der Kreisschwimmverband Braunschweig e. V. mit Schreiben vom 6. März 2012 wie in den 
Vorjahren einen Zuschuss in Höhe von 7.132,00 €. 
 
Der Kreisschwimmverband Braunschweig e.V. ist keine Leistungsgemeinschaft, deren Trai-
nings- und Wettkampfbetrieb gem. Ziffer 3.53 der Sportförderrichtlinien der Stadt Braunschweig 
förderfähig wäre. Im Rahmen einer internen Prüfung hat die Verwaltung festgestellt, dass mit 
dem Inkrafttreten der Sportförderrichtlinien kein Ermessensspielraum für eine Förderung gege-
ben ist. Versehentlich wurde in den vorangegangenen Jahren dennoch ein städtischer Zus-
chuss aus dem Sportbudget gewährt. Dieses Versehen wird nun korrigiert. Eine andere För-
dermöglichkeit ist aus den Sportförderrichtlinien nicht ersichtlich, so dass die Verwaltung vor-
schlägt, dem Kreisschwimmverband keinen Zuschuss zu gewähren.  
 
Auch unter Beachtung des Gleichbehandlungsgrundsatzes kann eine Zuschussgewährung hier 
nicht erfolgen, da auch andere Landesstützpunkte wie z.B. Hockey, Judo und Badminton nicht 
gefördert werden.  
 
6. FC Sportfreunde 1920 Rautheim e.V. 
 
Der F.C. Sportfreunde 1920 Rautheim e.V. beantragt für die Ausrichtung der Internationalen 
Jugendbegegnung Pfingsten 2012 in Rautheim einen Zuschuss in Höhe von 5.500,00 €. 
 
In seinem Schreiben vom 15. September 2011 begründete der Verein den Antrag damit, dass 
der FC Rautheim Pfingsten 2012 wieder weit über 200 Jugendliche im Alter von 14 bis 17 Jah-
ren und deren Betreuer und Trainer aus dem In- und Ausland erwartet. 
 
Die Gesamtausgaben der Jugendbegegnung belaufen sich lt. Verein auf 29.550,00 €. Trotz 
Ausnutzung aller Einnahmen (Spenden, T-Shirt-Verkauf, Eigenbeteiligung der Teilnehmer und 
weiteren Zuschüssen) und dem Einbringen von 6.000,00 € Eigenmitteln des Vereins verbleibt 
ein Fehlbetrag durch die Veranstaltung in Höhe von 5.500,00 €, für die der  
FC Rautheim einen städtischen Zuschuss beantragt. 
 
 
 

Die Verwaltung schlägt vor, dem Verein keinen Zuschuss zu bewilligen, da bei der Veranstal-
tung insbesondere der Gedanke der Jugendbegegnung im Vordergrund steht. Das Fußballtur-
nier ist nur ein Teil dieser Begegnung und sportlich nicht hochrangig, somit nicht in besonderer 
Weise dazu geeignet, das Image Braunschweigs als Sportstadt zu festigen und auszubauen 
(Ziffer 3.52 der Sportförderrichtlinien). 
 
7. Schützenverein Querum von 1874 e.V. 
 
Der Schützenverein Querum von 1874 e.V. beantragt für die Vorbereitung, Teilnahme und 
Durchführung von Veranstaltungen zur Deutschen Meisterschaft im Jahr 2012 einen pauscha-
len Zuschuss in Höhe von 5.000,00 €. 
 
Gemäß Nr. 3.51 a der Sportförderrichtlinien der Stadt Braunschweig können Zuwendungen für 
die Teilnahme an Deutschen Meisterschaften gewährt werden. Bezuschusst werden Fahrtkos-
ten, Verpflegung und Übernachtung. Eine pauschale Bewilligung ist nicht vorgesehen. Die Ent-
scheidung über eine Zuschussgewährung erfolgt erst nach Vorlage der entsprechenden Nach-
weise. 
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Dem Schützenverein Querum soll ein Zuschuss in Höhe von bis zu 5.000,00 € für die Teilnah-
me an Deutschen Meisterschaften gewährt werden. 
 
 
8. Schwimmsportclub (SSC) Germania 08 e.V. 
 
Der Schwimmsportclub (SSC) Germania 08 e.V. beantragt zur Förderung des Trainings- und 
Wettkampfbetriebes der Leistungsschwimmer im Behindertensport einen Zuschuss in Höhe von 
5.000,00 €.  
 
Die Leistungsschwimmer im Behindertensport sind keine Leistungsgemeinschaft, deren Trai-
nings- und Wettkampfbetrieb gem. Nr. 3.53 der Sportförderrichtlinien der Stadt Braunschweig 
unterstützungsfähig wäre. Im Rahmen einer internen Prüfung hat die Verwaltung festgestellt, 
dass mit dem Inkrafttreten der Sportförderrichtlinien kein Ermessensspielraum für eine Förde-
rung gegeben ist. Dennoch wurde der SSC in den vorangegangenen Jahren versehentlich aus 
Sportfördermitteln unterstützt. Dieses Versehen wird nun korrigiert. Eine andere Fördermöglich-
keit ist aus den Sportförderrichtlinien nicht ersichtlich, so dass die Verwaltung beabsichtigt, dem 
SSC Germania keinen Zuschuss zu gewähren.  
 
Auch unter Beachtung des Gleichbehandlungsgrundsatzes kann eine Zuschussgewährung hier 
nicht erfolgen, da andere Braunschweiger Sportvereine, die Behindertensport betreiben, nicht 
gefördert werden. Exemplarisch sind hier der Braunschweiger Männer-Turnverein (Rollstuhl-
basketball) und der Braunschweiger Judo-Club (Judo) zu nennen. 
 
Die Gesamtsumme der zur Beschlussfassung vorgeschlagenen Zuschüsse beläuft sich auf 
278.369,92 €. Ausreichende Finanzmittel sind im Sportbudget des Fachbereichs Stadtgrün und 
Sport vorhanden. Die Verwaltung beabsichtigt, die Zuschussbescheide im April 2012 zu ver-
senden. 
 
Als Anlage sind die Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen aus Haushaltsmitteln 
der Stadt Braunschweig und die Sportförderrichtlinien der Stadt Braunschweig, die alleinige 
Entscheidungs- und Beschlussgrundlage dieser Vorlage sind, beigefügt. Die Sportförderrichtli-
nien sind durch den Rat der Stadt Braunschweig am 25. September 2007 (Ds 11423/07) be-
schlossen worden und am 1. Oktober 2007 in Kraft getreten. 
 
I. V. 
 
gez. 
 
Stegemann 
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§ 1
Zuwendungsbegriff


(1) Zuwendungen sind Leistungen aus Haushaltsmitteln der Stadt an Dritte zur Erfüllung
bestimmter Zwecke.


(2) Zu den Zuwendungen gehören zweckgebundene Zuschüsse, Zuweisungen, Schulden-
diensthilfen und andere nicht rückzahlbare Leistungen sowie zweckgebundene Darlehen
und andere bedingt oder unbedingt rückzahlbare Leistungen.


Bedingt rückzahlbare Leistungen sind alle Zuwendungen, deren Rückzahlung in dem
Zuwendungsbescheid an den Eintritt eines künftigen ungewissen Ereignisses gebunden
ist. Die Ausübung des Widerrufvorbehaltes für den Fall der nicht zweckentsprechenden
oder unwirtschaftlichen Verwendung oder des Widerrufs für den Fall der erschlichenen
Zuwendung fällt nicht darunter.


(3) Keine Zuwendungen sind insbesondere Sachleistungen, Leistungen, auf die der
Empfänger einen dem Grund und der Höhe nach unmittelbar durch Rechtsvorschriften
begründeten Anspruch hat, Ersatz von Aufwendungen, Entgelte aufgrund von Verträgen
(z. B. Kauf-, Miet-, Pachtverträge sowie sonstige gegenseitige Verträge, denen eine für
das Geld zu erbringende Leistung des Vertragspartners gegenübersteht), satzungsge-
mäße Mitgliedsbeiträge, Pflichtumlagen und ähnliches.


§ 2
Zuwendungsarten


Folgende Zuwendungsarten werden unterschieden:


1. Zuwendungen zur Deckung der gesamten Ausgaben oder eines nicht abgegrenzten
Teils der Ausgaben des Zuwendungsempfängers (institutionelle Förderung).


2. Zuwendungen zur Deckung von Ausgaben des Zuwendungsempfängers für einzelne
zeitlich und sachlich abgegrenzte Vorhaben (Projektförderung),


§ 3
Finanzierungsart, Zuwendungshöhe


(1) Vor der Bewilligung der Zuwendung ist zu prüfen, welche Finanzierungsart unter
Berücksichtigung der Interessenlagen der Stadt und des Zuwendungsempfängers den
Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und der Sparsamkeit am besten entspricht.


(2) Die Zuwendung ist grundsätzlich nur zur Teilfinanzierung des zu erfüllenden Zwecks
zu bewilligen, und zwar:


- nach einem bestimmten v.H.-Satz oder Anteil der zuwendungsfähigen Ausgaben (An-
teilsfinanzierung); die Zuwendung ist bei der Bewilligung auf einen Höchstbetrag zu be-
grenzen;


oder


- zur Deckung eines Fehlbedarfes, der insoweit verbleibt, wie der Zuwendungsempfän-
ger die zuwendungsfähigen Ausgaben nicht durch eigene oder fremde Mittel decken
kann (Fehlbedarfsfinanzierung); die Zuwendung ist bei der Bewilligung auf einen
Höchstbetrag zu begrenzen;
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oder


- in geeigneten Fällen mit einem festen Betrag an den zuwendungsfähigen Gesamtko-
sten (Festbetragsfinanzierung); dabei kann die Zuwendung auch auf das Vielfache eines
Betrages festgesetzt werden, der sich für eine bestimmte Einheit ergibt.


(3) Eine Zuwendung darf ausnahmsweise zur Vollfinanzierung bewilligt werden, wenn der
Zuwendungsempfänger an der Erfüllung des Zwecks kein oder nur ein geringes Interes-
se hat, das gegenüber dem Interesse der Stadt nicht ins Gewicht fällt oder wenn die
Zweckerfüllung nur bei Übernahme sämtlicher zuwendungsfähiger Ausgaben möglich
ist. Die Zuwendung ist bei der Bewilligung auf einen Höchstbetrag zu begrenzen.


(4) Eigenmittel sollen eingebracht werden. Nachträgliche Finanzierungserleichterungen
durch Ausgabenersparnisse bzw. Beibringung von Drittmitteln (z. B. höhere Eintrittsgel-
der, Zuschüsse, Spenden, etc.) können dem Antragsteller angerechnet werden.


(5) Die Umsatzsteuer, die nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes (UStG 1980) als Vorsteuer
abziehbar ist, gehört nicht zu den zuwendungsfähigen Ausgaben.


(6) Bei der Festlegung der Zuwendungshöhe werden die Ausgaben des Zuwendungs-
empfängers unberücksichtigt gelassen, die darauf zurückzuführen sind, daß die Ein-
gruppierungen oder die Vergütungen der Beschäftigten höher sind als die Eingruppie-
rungen oder die Vergütungen vergleichbarer städt. Bediensteter nach den tariflichen Be-
stimmungen wären, wenn die entsprechenden Aufgaben von der Stadt wahrgenommen
würden. Diese Einschränkung für die Zuwendungsgewährung gilt ferner dann, wenn der
Zuwendungsempfänger für die Aufgabenerledigung mehr Beschäftigte einsetzt als dies
die Stadt tun würde.


§ 4
Allgemeine Bewilligungsvoraussetzungen


(1) Zuwendungen dürfen nur bewilligt werden, wenn der Zuwendungszweck durch die
Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder sonstigen Gewährleistungen nicht er-
reicht werden kann und die Stadt an der Erfüllung durch Dritte ein erhebliches Interesse
hat, das ohne die Zuwendung nicht oder nicht in notwendigem Umfang befriedigt werden
kann. Nicht rückzahlbare Zuwendungen sollen nur bewilligt werden, soweit der Zweck
nicht durch unbedingt oder bedingt rückzahlbare Zuwendungen erreicht werden kann.


(2) Zuwendungen dürfen nur solchen Empfängern bewilligt werden, bei denen eine
ordnungsgemäße Geschäftsführung gesichert erscheint und die in der Lage sind, die
Verwendung der Mittel bestimmungsgemäß nachzuweisen.


(3) Zuwendungen zur Projektförderung dürfen grundsätzlich nur für solche Vorhaben
bewilligt werden, die noch nicht begonnen worden sind. Als Vorhabensbeginn ist grund-
sätzlich der Abschluß eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder Lei-
stungsvertrages zu werten. Bei Baumaßnahmen gelten Planung, Bodenuntersuchung
und Grunderwerb nicht als Vorhabensbeginn. Bei einem vorzeitigem Vorhabensbeginn
ist eine schriftliche Anzeige gegenüber der Stadt erforderlich. Mit der Anzeige des vor-
zeitigen Vorhabensbeginns wird kein Anspruch auf eine spätere Zuwendung begründet.


(4) Zuwendungen dürfen nur bewilligt werden, wenn die Gesamtfinanzierung sichergestellt
ist.
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(5) Aus der Bewilligung einer Zuwendung kann nicht geschlossen werden, daß auch in den
künftigen Haushaltsjahren mit einer Förderung gerechnet werden kann. Bei der institu-
tionellen Förderung ist ein entsprechender Hinweis in den Bewilligungsbescheid aufzu-
nehmen.


§ 5
Antragsverfahren


(1) Für die Bewilligung einer Zuwendung bedarf es eines schriftlichen Antrags des
Zuwendungsempfängers. Anträge auf Zuwendungen müssen die zur Beurteilung der
Notwendigkeit und Angemessenheit der Zuwendung erforderlichen Angaben enthalten.
Der Zuwendungsempfänger hat die im Antrag enthaltenen Angaben auf Verlangen durch
geeignete Unterlagen zu belegen.


(2) Dem Antrag sind insbesondere beizufügen:


- bei institutioneller Förderung (vgl. § 2 Nr. 1) ein Haushalts- oder Wirtschaftsplan und
ggf. eine Überleitungsrechnung,


- bei Projektförderung (vgl. § 2 Nr. 2) ein Finanzierungsplan (aufgegliederte Berechnung
der mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Ausgaben mit einer Übersicht
über die beabsichtigte Finanzierung).


- eine Erklärung darüber, ob der Zuwendungsempfänger allgemein oder für das betref-
fende Vorhaben zum Vorsteuerabzug nach § 15 UStG 1980 berechtigt ist. In diesem Fall
hat er im Finanzierungsplan oder Haushalts- oder Wirtschaftsplan die sich ergebenden
Vorteile auszuweisen.


(3) Für die Gewährung von Zuwendungen im Rahmen der Jugendhilfe können nach
Maßgabe der vom Jugendhilfeausschuß gemäß § 15 KJHG (§ 9 der Satzung des Ju-
gendamtes) zu beschließenden Besonderen Förderungsrichtlinien Sammelanträge
(Bündelung mehrerer Einzelanträge auf Projektförderung) gestellt werden.


§ 6
Antragsprüfung


(1) Die Prüfung des Antrages obliegt dem Amt, das den Haushaltsansatz bewirtschaftet,
aus dem die Zuwendung gezahlt werden soll (zuständiges Amt).


(2) Das Ergebnis der Antragsprüfung ist in einem besonderen Vermerk festzuhalten. Dabei
kann auf andere Unterlagen (Antrag, Zuwendungsbescheid) verwiesen werden. In dem
Vermerk soll insbesondere auf die Notwendigkeit und Angemessenheit der Zuwendung
eingegangen werden sowie auf


- die Beteiligung anderer Ämter (auch in fachtechnischer Hinsicht),


- den Umfang der zuwendungsfähigen Ausgaben


- die Wahl der Finanzierungsart


- die Sicherung der Gesamtfinanzierung


- die finanzielle Auswirkung auf künftige Haushaltsjahre
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(3) Bei Zuwendungen für Baumaßnahmen sind die fachlich zuständigen Ämter der Ver-
waltung zu beteiligen. Von einer Beteiligung darf abgesehen werden, wenn die für eine
Baumaßnahme vorgesehene Zuwendung 10 000,00 DM nicht übersteigt.


§ 7
Bewilligung


Für die Bewilligung der Zuwendungen gelten die Zuständigkeitsregelungen der Niedersächsi-
schen Gemeindeordnung (NGO) unter Berücksichtigung der Ratsrichtlinie gemäß § 40 Abs. 1
Nr. 1 NGO in der jeweils gültigen Fassung.


§ 8
Zuwendungsbescheid


(1) Die Zuwendungen werden regelmäßig durch schriftlichen Bescheid bewilligt. Soweit dem
Antrag des Zuwendungsempfängers nicht entsprochen wird, ist dies erforderlichenfalls
zu begründen (§ 39 VwVfG).


(2) Der Zuwendungsbescheid muß insbesondere enthalten:


- die genaue Bezeichnung des Zuwendungsempfängers,


- Art (§ 2) und Höhe der Zuwendung,


- die genaue Bezeichnung des Zuwendungszwecks und, wenn mit Hilfe der Zuwendung
Gegenstände erworben oder hergestellt werden, ggf. die Angabe, wie lange diese für
den Zuwendungszweck gebunden sind.


- bei Förderung desselben Zwecks durch mehrere öffentliche Stellen, die ausdrückliche
Benennung der Stelle, gegenüber der der Verwendungsnachweis zu erbringen ist,


- die Finanzierungsart (§ 3 Abs. 2) und den Umfang der zuwendungsfähigen Ausgaben,


- den Bewilligungszeitraum; dieser kann bei Zuwendungen zur Projektförderung über
das laufende Haushaltsjahr hinausgehen, soweit hierfür eine haushaltsrechtliche Er-
mächtigung vorhanden ist,


- soweit zutreffend, die Anforderung einer Überleitungsrechnung auf Einnahmen und
Ausgaben,


- die anzuwendenden Nebenbestimmungen und etwaige Abweichungen (§ 9),


- und grundsätzlich eine Rechtsbehelfsbelehrung.


Bei Zuwendungen zur Projektförderung kann das zuständige Amt den Zuwendungs-
empfänger auffordern, an geeigneter Stelle einen Hinweis auf die städtische Finanzhilfe
anzubringen.


(3) Stellt sich beispielsweise aufgrund einer Mitteilung des Zuwendungsempfängers heraus,
daß der Zuwendungszweck mit der bewilligten Zuwendung nicht zu erreichen ist, hat das
zuständige Amt zu prüfen, ob das Vorhaben eingeschränkt, umfinanziert oder notfalls
eingestellt wird oder ob die Zuwendung ausnahmsweise erhöht werden kann.
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§ 9
Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid


(1) Allgemeine Nebenbestimmungen im Sinne des § 36 VwVfG für Zuwendungen zur
institutionellen Förderung und zur Projektförderung ergeben sich aus den  Anlagen 1
und 2. Sie sind grundsätzlich unverändert zum Bestandteil des Zuwendungsbescheides
zu machen.


(2) Das nach § 6 Abs. 1 zuständige Amt darf


- bei institutioneller Förderung die Verwendung von Mitteln eines Ansatzes des Haus-
halts- oder Wirtschaftsplans für Zwecke eines anderen Ansatzes (echte und unechte
Deckung) zulassen, der Ansammlung oder Beibehaltung von Betriebsmittelrücklagen bis
zu einer im Einzelfall angemessenen Höhe - regelmäßig bis zu den üblicherweise in
zwei Monaten anfallenden Personal- und Sachausgaben - zustimmen sowie die Bildung
von Rückstellungen gestatten,


- bei Projektförderung im Einzelfall eine Überschreitung der Einzelansätze des  Finanzie-
rungsplans um mehr als 20 v. H. zulassen, soweit die Überschreitung durch entspre-
chende Einsparungen bei anderen Einzelansätzen ausgeglichen werden kann, sowie bei
Vorliegen besonderer Umstände Fristen für die Vorlage des Verwendungsnachweises
abweichend von den Allg. Nebenbestimmungen festlegen und auf die Vorlage von Bele-
gen verzichten. Im Bereich der Jugendhilfe kann in einem Zuwendungsbescheid, der auf
einen Sammelantrag nach § 5 Abs. 3 ergeht, gestattet werden, daß die geförderten Ein-
zelvorhaben hinsichtlich ihrer Dauer und Teilnehmerzahl verändert und gegeneinander
ausgetauscht werden dürfen, wenn dadurch der Gesamtbetrag der bewilligten Einzelzu-
wendungen nicht überschritten wird.


-  eine Bürokostenpauschale (laufende Kosten, insbesondere Telefonkosten, Büromate-
rial) in Höhe von 3 v. H. der zuwendungsfähigen Sachausgaben, höchstens jedoch 3
000 DM ohne Einzelbeleg anerkennen, wobei bei demselben Zuwendungsempfänger
die Pauschale entweder nur im Rahmen der institutionellen Förderung oder im Rahmen
der Projektförderung Berücksichtigung finden kann. Sollen darüber hinausgehende Be-
träge geltend gemacht werden, ist der Gesamtbetrag durch Einzelnachweis zu belegen.


(3) Über die Allgemeinen Nebenbestimmungen hinaus ist je nach Art, Zweck und Höhe der
Zuwendung sowie nach Lage des einzelnen Falles im Zuwendungsbescheid insbeson-
dere zu regeln:


- bei nicht rückzahlbaren Zuwendungen der Vorbehalt dinglicher Rechte an Gegenstän-
de zur Sicherung der zweckentsprechenden Verwendung oder eines etwaigen Rückfor-
derungsanspruches,


- bei bedingt oder unbedingt rückzahlbaren Zuwendungen die Rückzahlung und Verzin-
sung sowie die Sicherung des Rückzahlungsanspruches,


- bei Zuwendungen für die Herausgabe von Veröffentlichungen die Lieferung einer an-
gemessenen Zahl von Freistücken,


- die Einräumung von Benutzungsrechten an Schutzrechten, die Übertragung von
Schutzrechten auf die Stadt oder ihre angemessene Beteiligung an den Erträgen aus
diesen Rechten,
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- bei Zuwendungen für Forschungs- und sonstige wissenschaftliche Arbeiten die Nutz-
barmachung der Ergebnisse für die Allgemeinheit, z. B. durch Veröffentlichungen,


- die Beteiligung fachtechnisch zuständiger Ämter,


- der unentgeltliche Besuch einer Einrichtung oder Veranstaltung durch städtische Be-
dienstete oder Beauftragte zu Prüfzwecken,


- Besonderheiten hinsichtlich des Verwendungsnachweises, dabei kann das zuständige
Amt die Auszahlung eines Restbetrages (im Regelfall 5 v. H. der Zuwendung) von der
Vorlage des Verwendungsnachweises abhängig machen,


- bei Zuwendungen an Unternehmen die Prüfung auch der zweckentsprechenden sowie
der wirtschaftlichen und sparsamen Verwendung der Zuwendungen durch einen sach-
verständigen Prüfer, z. B. Wirtschaftsprüfer und die Vorlage des Berichts über diese
Prüfung,


- bei institutioneller Förderung, und in geeigneten Fällen bei Projektförderung, ob eine
Auszahlung von Teilbeträgen zu bestimmten kalendermäßig festgelegten Terminen in
Betracht kommt.


(4) In geeigneten Fällen ist der Zuwendungsbescheid mit dem Vorbehalt zu versehen,
daß die Förderung aus zwingenden Gründen ganz oder teilweise eingestellt werden
kann (insoweit Widerruf nach § 49 Abs. 2 Nr. 1 in Verbindung mit § 36 Abs. 2 Nr. 3
VwVfG). Der Stadtkämmerer kann aus zwingenden haushaltswirtschaftlichen Gründen
das Einfügen eines derartigen Vorbehalts verlangen.


§ 10
Öffentlich-rechtliche Verträge


In Ausnahmefällen können Zuwendungen im Rahmen öffentlich-rechtlicher Verträge gewährt
werden. Die Bestimmungen dieser Richtlinie gelten für diese Form der Zuwendungsgewährung
sinngemäß.


§ 11
Abstimmung mit anderen Bewilligungsbehörden


Sollen für denselben Zweck Zuwendungen sowohl von der Stadt als auch von anderen öffentli-
chen Stellen bewilligt werden, hat sich das zuständige Amt vor der Bewilligung mit den anderen
Bewilligungsbehörden soweit wie möglich abzustimmen über


- die zu finanzierenden Maßnahmen,


- die Finanzierungsart und die Höhe der Zuwendungen,


- Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid,


- die Beteiligung der fachlich zuständigen Ämter der Verwaltung bei Baumaßnahmen


- den Verwendungsnachweis und seine Prüfung nach Maßgabe dieser Richtlinie.
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§ 12
Auszahlung der Zuwendung


(1) Die Zuwendung darf erst dann ausgezahlt werden, wenn der Zuwendungsbescheid
wirksam geworden ist. Soll die Zuwendung zu einem späteren Zeitpunkt ausgezahlt
werden, sind die Gründe in einem Aktenvermerk festzuhalten.


(2) Die Zuwendung darf nur insoweit und nicht eher ausgezahlt werden, als sie voraus-
sichtlich innerhalb von zwei Monaten nach Auszahlung für fällige Zahlungen im Rahmen
des Zuwendungszwecks benötigt wird, sofern nicht Teilbeträge zu festgelegten Termi-
nen zugelassen sind (vgl. § 9 Abs. 3).


(3) Bei Projektförderung längerfristiger Vorhaben sollen nur Teilbeträge ausgezahlt und die
Auszahlung davon abhängig gemacht werden, daß die Verwendung der bereits gezahl-
ten Teilbeträge in summarischer Form nachgewiesen wird. Wird der Zuwendungsbetrag
in einer Summe ausgezahlt, sind die Gründe hierfür aktenkundig zu machen.


§ 13
Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf des Zuwendungsbescheides und


Rückforderung der Zuwendung


Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf von Zuwendungsbescheiden sowie als Folge hiervon
die Rückforderung der Zuwendungen incl. der zu entrichtenden Zinsen richten sich nach dem
Verwaltungsverfahrensrecht (vgl. insbesondere § 49 a Nds. VwVfG, §§ 48, 49 VwVfG) oder
anderen Rechtsvorschriften sowie den Allgemeinen Nebenbestimmungen (Anlage 1 oder Anla-
ge 2) als Bestandteil des Zuwendungsbescheides. Die erforderlichen Verwaltungsakte sind un-
ter Angabe der Rechtslage schriftlich zu begründen (§ 39 VwVfG).


§ 14
Nachweis der Verwendung


(1) Das zuständige Amt hat von dem Zuwendungsempfänger den Nachweis der Ver-
wendung entsprechend dem Zuwendungsbescheid (einschließlich der Nebenbestim-
mungen) zu verlangen.


(2) Werden für denselben Zweck Zuwendungen sowohl von der Stadt als auch von anderen
öffentlichen Stellen bewilligt, soll nach näherer Vereinbarung der Verwendungsnachweis
und ggf. der Zwischennachweis nur gegenüber einer Stelle erbracht werden. Im allge-
meinen wird die Stelle in Betracht kommen, welche die größte Zuwendung bewilligt hat
oder die dem Sitz des Zuwendungsempfängers am nächsten liegt. Beträgt die Zuwen-
dung der Stadt mehr als 100 000 DM, ist das Rechnungsprüfungsamt vor dem Abschluß
der Vereinbarung zu hören. In jedem Fall ist es von einer getroffenen Vereinbarung zu
unterrichten.


§ 15
Prüfung des Verwendungsnachweises


(1) Das zuständige Amt hat unverzüglich nach Eingang des Zwischen- oder Verwendungs-
nachweises zu prüfen, ob


- der Zwischen- oder Verwendungsnachweis den im Zuwendungsbescheid (einschl. der
Nebenbestimmungen) festgelegten Anforderungen entspricht,


- die Zuwendung nach den Angaben im Zwischen- oder Verwendungsnachweis und ggf.
den beigefügten Belegen zweckentsprechend verwendet worden ist,
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- der mit der Zuwendung beabsichtigte Zweck erreicht worden ist.


(2) Ggf. sind Ergänzungen oder Erläuterungen zu verlangen und örtliche Erhebungen
durchzuführen. Vorgelegte Belege sind nach der Einsichtnahme mit einem Prüfungs-
vermerk zu versehen und an den Zuwendungsempfänger zurückzugeben.
Auf die Jahresfrist nach § 48 Abs. 4, § 49 VwVfG ist besonders zu achten.


(3) Der Umfang und das Ergebnis der Prüfung sind in einem Vermerk
(Prüfungsvermerk) niederzulegen. Dem Rechnungsprüfungsamt ist unaufgefordert eine
Ausfertigung des Prüfvermerks zu übersenden, soweit sich bei der Prüfung wesentliche
Feststellungen ergeben.


§ 16
Weitergabe von Zuwendungen durch den Zuwendungsempfänger


Wird im Zuwendungsbescheid vorgesehen, daß der Zuwendungsempfänger die Zuwendung zur
Erfüllung des Zuwendungszwecks an Dritte als weitere Zuwendungsempfänger weiterleiten
darf, so ist im Zuwendungsbescheid festzulegen, unter welchen Voraussetzungen der Zuwen-
dungsempfänger die Beträge weiterleiten darf und wie die zweckentsprechende Verwendung
ihm gegenüber nachzuweisen ist. Hierbei ist sicherzustellen, daß die für den Zuwendungs-
empfänger maßgebenden Bestimmungen des Zuwendungsbescheides (einschließlich der Ne-
benbestimmungen), soweit zutreffend, auch dem Dritten auferlegt werden.


§ 17
Verfahrenserleichterungen


Beträgt die Zuwendung bei einer institutionellen Förderung für ein Haushaltsjahr oder bei einer
Projektförderung weniger als 10 000 DM, können bei der Anwendung der §§ 1 - 16 im Einzelfall
Erleichterungen zugelassen werden. Das gleiche gilt unabhängig von der Höhe des Betrages
für die Gewährung von Zuwendungen zur Jugendhilfe und zur Altenkreisarbeit. Ein der Sachla-
ge angemessener Verwendungsnachweis ist jedoch unerläßlich; er muß im Falle einer Projekt-
förderung zumindest die Anforderungen an den einfachen Verwendungsnachweis erfüllen (vgl.
Anlage 2, Nr. 5.6).


§ 18
Besondere Regelungen


Grundsätzliche Zweifelsfragen sowie Fragen von erheblicher finanzieller Bedeutung, die sich
bei der Anwendung dieser Richtlinie ergeben, sind im Einvernehmen mit der Stadtkämmerei zu
klären. Soweit diese Regelungen den Verwendungsnachweis betreffen, ist auch das Einver-
nehmen mit dem Rechnungsprüfungsamt herzustellen.


§ 19
Ausnahmen


Die Bestimmungen dieser Richtlinie gelten nicht für die Aufwendungsdarlehen und die Aufwen-
dungszuschüsse, die im Rahmen der Wohnungsbauförderung gewährt werden. Ferner sind von
den vorstehenden Regelungen ausgenommen die Zuwendungen an


- die wirtschaftlichen Unternehmen der Stadt,


- die wirtschaftlichen Unternehmen, an denen die Stadt beteiligt ist,


- das Land Niedersachsen für das Staatstheater Braunschweig,
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- die freien Träger der Jugendhilfe zur laufenden Förderung von Kindertagesstätten,


- die Betriebsträger städtischer Kindertagesstätten,


- die Sportvereine zur Unterhaltung von Sportanlagen,


- die Zuwendungsempfänger im Bereich des Beschäftigungsbetriebs Hilfe zur Arbeit. Bei Quali-
fizierungsmaßnahmen gilt diese Ausnahmeregelung nicht.


§ 20
Inkrafttreten


Diese Richtlinien treten mit dem 01.01.1999 in Kraft. Mit dem gleichen Tag treten entgegenste-
hende städtische Bestimmungen außer Kraft.
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Anlage 1
Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur institutionellen Förderung


Die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur institutionellen Förderung enthal-
ten Nebenbestimmungen (Bedingungen und Auflagen) im Sinne des § 36 Verwaltungsverfah-
rensgesetz (VwVfG) sowie notwendige Erläuterungen. Sie sind Bestandteil des Zuwendungs-
bescheides, soweit dort nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist.


1 Anforderung und Verwendung der Zuwendung


1.1 Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Zuwendungsbescheid bestimmten Zwecks
verwendet werden. Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden.


1.2 Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (Zuwendungen,
Leistungen Dritter) und die Eigenmittel des Zuwendungsempfängers sind als Dek-
kungsmittel für alle Ausgaben einzusetzen. Der Haushalts- oder Wirtschaftsplan ein-
schließlich Organisations- und Stellenplan ist verbindlich.


1.3 Die Zuwendung darf nicht für Ausgaben angefordert oder verwendet werden, die
entstehen, weil die Eingruppierungen oder die Vergütungen der Beschäftigten des Zu-
wendungsempfängers höher sind als die Eingruppierungen oder die Vergütungen ver-
gleichbarer städtischer Bediensteter nach den tariflichen Bestimmungen wären, wenn
die entsprechenden Aufgaben von der Stadt wahrgenommen würden. Das gleiche gilt,
wenn Ausgaben darauf zurückzuführen sind, daß der Zuwendungsempfänger für die
Aufgabenerledigung mehr Beschäftigte einsetzt, als dies die Stadt tun würde.


1.4 Die Zuwendung darf nur insoweit und nicht eher angefordert werden, als sie innerhalb
von zwei Monaten nach der Auszahlung für fällige Zahlungen benötigt wird. Die Anforde-
rung jedes Teilbetrages muß die zur Beurteilung des Mittelbedarfs erforderlichen Anga-
ben enthalten.


1.5 Rücklagen dürfen nicht gebildet werden. Dem steht die Beibehaltung oder die An-
sammlung einer Betriebsmittelrücklage bis zu einer im Einzelfall angemessenen Höhe -
regelmäßig bis zu den üblicherweise in zwei Monaten anfallenden Personal- und Sach-
ausgaben - zum Jahresende nicht entgegen, soweit sie aus Liquiditätsgründen erforder-
lich ist. Die Bildung von Rückstellungen bedarf der ausdrücklichen Zustimmung der
Stadt.


2 Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung


Ermäßigen sich die nach der Bewilligung in dem Haushalts- oder Wirtschaftsplan veran-
schlagten Gesamtausgaben, erhöhen sich die Deckungsmittel oder treten neue hinzu,
so kann sich die Zuwendung


2.1 bei Anteilsfinanzierung anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber
und den vorgesehenen sonstigen Mitteln des Zuwendungsempfängers,


2.2 bei Festbetrags-, Fehlbedarfs- und Vollfinanzierung in der Regel um den hälftigen in
Betracht kommenden Betrag ermäßigen (vgl. § 3 Abs. 4 der Zuwendungsrichtlinien).


Dies gilt (mit Ausnahme der Vollfinanzierung) nur, wenn sich die Gesamtausgaben oder
die Deckungsmittel um 2,5 v. H. oder mehr ändern, mindestens jedoch um 1 000 DM.
Tritt der Fall der Überfinanzierung ein, so ist die Zuwendung in Höhe des über die Ge-
samtausgaben hinausgehenden Betrages zurückzufordern. Zweckgebundene Spenden
werden von dieser Regelung nicht erfaßt.
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3 Inventarisierungspflicht


Der Zuwendungsempfänger hat Gegenstände, deren Anschaffungs- oder Herstellungs-
wert 800 DM übersteigt, zu inventarisieren. Soweit aus besonderen Gründen die Stadt
Eigentümer ist oder wird, sind die Gegenstände in dem Inventar besonders zu kenn-
zeichnen.


4 Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers


Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, unverzüglich der Stadt anzuzeigen, wenn


4.1 er nach Vorlage des Haushalts- oder Wirtschaftsplanes weitere Zuwendungen bei
Dritten beantragt oder von ihnen erhält oder wenn sich eine Ermäßigung der Gesamt-
ausgaben oder eine Änderung der Finanzierung um 2,5 v. H. oder mehr, mindestens je-
doch 1 000 DM ergibt,


4.2 für die Bewilligung der Zuwendung maßgebliche Umstände sich ändern oderwegfallen,


4.3 die abgerufenen oder ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von zwei Monaten nach
Auszahlung verbraucht werden können.


5 Buchführung


5.1 Die Kassen- und Buchführung sowie die Ausgestaltung der Belege sind entsprechend
den Regeln des kommunalen Haushaltsrechts einzurichten; es sei denn, daß die Bücher
nach den für Bund oder Land geltenden entsprechenden Vorschriften oder nach den
Regeln der kaufmännischen doppelten Buchführung bzw. als einfache Einnahme-/
Ausgaberechnung geführt werden.


5.2 Die Belege müssen die im Geschäftsverkehr üblichen Angaben und Anlagen enthalten,
die Ausgabebelege insbesondere die Zahlungsempfänger, Grund und Tag der Zahlung,
den Zahlungsbeweis und bei Gegenständen den Verwendungszweck.


5.3 Der Zuwendungsempfänger hat die Belege fünf Jahre nach Vorlage des Ver-
wendungsnachweises aufzubewahren, soweit nicht nach steuerrechtlichen oder anderen
Vorschriften eine längere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist.


6 Nachweis der Verwendung


6.1 Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf des
Haushalts- oder Wirtschaftsjahres nachzuweisen (Verwendungsnachweis).
Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen
Nachweis.


6.2 In dem Sachbericht sind die Tätigkeit des Zuwendungsempfängers sowie das erzielte
Ergebnis im abgelaufenen Haushalts- oder Wirtschaftsjahr darzustellen.Tätigkeits-, Ge-
schäfts-, Abschluß- und Prüfungsberichte sind beizufügen.


6.3 Der zahlenmäßige Nachweis besteht aus der Jahresrechnung oder bei kaufmännischer
doppelter Buchführung dem Jahresabschluß (Bilanz, Gewinnund Verlustrechnung und
auf Verlangen der Stadt eine Überleitungsrechnung auf Einnahmen und Ausgaben). Die
Jahresrechnung muß alle Einnahmen und Ausgaben des abgelaufenen Haushaltsjahres
in der Gliederung des Haushalts- oder Wirtschaftsplanes enthalten sowie das Vermögen
und die Schulden zu Beginn und Ende des Haushaltsjahres ausweisen.
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6.4 Ist neben der institutionellen Förderung auch eine Zuwendung zur Projektförderung
bewilligt worden, so ist jede Zuwendung getrennt nachzuweisen. In jedem Falle sind in
dem Verwendungsnachweis für die institutionelle Förderung die Zuwendungen zur Pro-
jektförderung nachrichtlich anzugeben.


7 Prüfung der Verwendung


7.1 Die Stadt ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen, insbe-
sondere zu der Personalausstattung, zu den Eingruppierungen und zu den Vergütungen
der Beschäftigten, anzufordern sowie die Verwendung der Zuwendung durch örtliche
Erhebung zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Der Zuwendungsempfän-
ger hat die erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte zu
erteilen.


7.2 Unterhält der Zuwendungsempfänger eine eigene Prüfungseinrichtung, ist von dieser
der Verwendungsnachweis vorher zu prüfen und die Prüfung unter Angabe ihres Ergeb-
nisses zu bescheinigen.


7.3 Das Rechnungsprüfungsamt ist berechtigt, bei dem Zuwendungsempfänger zu prüfen.


8 Erstattung der Zuwendung, Verzinsung


8.1 Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbescheid nach Verwaltungs-
verfahrensrecht (insbesondere §§ 48, 49 VwVfG) oder anderen Rechtsvorschriften un-
wirksam ist oder mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen oder widerrufen
wird. Die Erstattung der Zuwendung sowie deren Verzinsung richtet sich nach § 49 a
Nds. VwVfG


8.2 Werden Zuwendungen nicht alsbald nach der Auszahlung zur Erfüllung des Zuwen-
dungszwecks verwendet und wird der Zuwendungsbescheid nicht zurückgenommen
oder widerrufen, können für die Zeit von der Auszahlung bis zur zweckentsprechenden
Verwendung ebenfalls Zinsen verlangt werden.
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Anlage 2


Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung


Die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung enthalten Ne-
benbestimmungen (Bedingungen und Auflagen) im Sinne des § 36 Verwaltungsverfahrensge-
setzes (VwVfG) sowie notwendige Erläuterungen. Sie sind Bestandteil des Zuwendungsbe-
scheides, soweit dort nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist.


1 Anforderung und Verwendung der Zuwendung


1.1 Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Zuwendungsbescheid bestimmten Zwecks
verwendet werden. Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden.


1.2 Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (Zuwendungen, Lei-
stungen Dritter) und der Eigenanteil des Zuwendungsempfängers sind als Deckungs-
mittel für alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Ausgaben einzusetzen.
Der Finanzierungsplan ist hinsichtlich des Gesamtergebnisses verbindlich. Die Einzelan-
sätze dürfen um bis zu 20 v. H. überschritten werden, soweit die Überschreitung durch
entsprechende Einsparungen bei anderen Einzelansätzen ausgeglichen werden kann.
Beruht die Überschreitung eines Einzelansatzes auf behördlichen Bedingungen oder
Auflagen, insbesondere im Rahmen des baurechtlichen Verfahrens, sind innerhalb des
Gesamtergebnisses des Finanzierungsplans auch weitergehende Abweichungen zuläs-
sig.


1.3 Dürfen aus der Zuwendung auch Personalausgaben oder sächliche Verwaltungsaus-
gaben geleistet werden und werden die Gesamtausgaben des Zuwendungsempfängers
überwiegend aus Zuwendungen der öffentlichen Hand bestritten, darf die Zuwendung
nicht für Ausgaben angefordert oder verwendet werden, die entstehen, weil die Eingrup-
pierungen oder die Vergütungen der Beschäftigten des Zuwendungsempfängers höher
sind als die Eingruppierungen oder die Vergütungen vergleichbarer städtischer Bedien-
steter nach den tariflichen Bestimmungen wären, wenn die entsprechenden Aufgaben
von der Stadt wahrgenommen würden. Das gleiche gilt, wenn Ausgaben darauf zurück-
zuführen sind, daß der Zuwendungsempfänger für die Aufgabenerledigung mehr Be-
schäftigte einsetzt als dies die Stadt tun würde.


1.4 Die Zuwendung darf nur insoweit und nicht eher angefordert werden, als sie innerhalb
von zwei Monaten nach der Auszahlung für fällige Zahlungen benötigt wird. Die Anforde-
rung jedes Teilbetrages muß die zur Beurteilung des Mittelbedarfs erforderlichen Anga-
ben enthalten. Dabei ist die Verwendung bereits erhaltener Teilbeträge in summarischer
Form mitzuteilen. Im übrigen dürfen die Zuwendungen wie folgt in Anspruch genommen
werden:


1.4.1 bei Anteil- oder Festbetragsfinanzierung jeweils anteilig mit etwaigen Zuwendungen an
derer Zuwendungsgeber und mit vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zu-
wendungsempfängers,


1.4.2 bei Fehlbedarfsfinanzierung, wenn die vorgesehenen eigenen und sonstigen Mittel des
Zuwendungsempfängers verbraucht sind.


1.5 Der Zuwendungsbescheid kann mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden, wenn
sich herausstellt, daß der Zuwendungszweck mit der bewilligten Zuwendung nicht zu er-
reichen ist.
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2 Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung


Ermäßigen sich nach der Bewilligung die im Finanzierungsplan veranschlagten Gesamt-
ausgaben für den Zuwendungszweck, erhöhen sich die Deckungsmittel oder treten neue
Deckungsmittel hinzu, so kann sich die Zuwendung


2.1 bei Anteilsfinanzierung anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber
und den vorgesehenen sonstigen Mitteln des Zuwendungsempfängers,


2.2 bei Festbetrags-, Fehlbedarfs- und Vollfinanzierung in der Regel um den hälftigen in
Betracht kommenden Betrag ermäßigen (vgl. § 3 Abs. 4 der Zuwendungsrichtlinien).


Dies gilt (mit Ausnahme der Vollfinanzierung) nur, wenn sich die Gesamtausgaben oder
die Deckungsmittel um 2,5 v. H. oder mehr ändern, mindestens jedoch um 1 000 DM.
Tritt der Fall der Überfinanzierung ein, so ist die Zuwendung in Höhe des über die Ge-
samtausgaben hinausgehenden Betrages zurückzufordern.


Zweckgebundene Spenden werden von dieser Regelung nicht erfaßt.


3 Zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte Gegenstände


3.1 Gegenstände, die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks erworben oder hergestellt
werden, sind für den Zuwendungszweck zu verwenden und sorgfältig zu behandeln. Der
Zuwendungsempfänger darf über sie vor Ablauf der im Zuwendungsbescheid festge-
legten zeitlichen Bindung nicht verfügen.


3.2 Der Zuwendungsempfänger hat die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks
beschafften Gegenstände, deren Anschaffungs- oder Herstellungswert 800 DMüber-
steigt, zu inventarisieren. Soweit aus besonderen Gründen die Stadt Eigentümer ist oder
wird, sind die Gegenstände in dem Inventar besonders zu kennzeichnen.


4 Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers


Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, unverzüglich der Stadt anzuzeigen, wenn


4.1 er nach Vorlage des Finanzierungsplans weitere Zuwendungen für denselben
Zweck bei Dritten beantragt oder von ihnen erhält oder wenn sich eine Ermäßigung der
Gesamtausgaben oder eine Änderung der Finanzierung um 2,5 v. H. oder mehr, minde-
stens jedoch 1 000 DM ergibt,


4.2 der Verwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung der Zuwendung maß-
geblichen Umstände sich ändern oder wegfallen,


4.3 sich Anhaltspunkte ergeben, daß der Zuwendungszweck nicht oder mit der
bewilligten Zuwendung nicht zu erreichen ist,


4.4 die abgerufenen oder ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von zwei Monaten
nach Auszahlung verbraucht werden können,


4.5 zu inventarisierende Gegenstände innerhalb der zeitlichen Bindung nicht
mehr entsprechend dem Zuwendungszweck verwendet oder nicht mehr benötigt wer-
den,


4.6 ein Konkurs- oder Vergleichsverfahren gegen ihn beantragt oder eröffnet wird.
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5 Nachweis der Verwendung


5.1 Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs Monaten nach Er-
füllung des Zuwendungszwecks, spätestens jedoch mit Ablauf des 6. auf den Bewilli-
gungszeitraum folgenden Monats, der Stadt nachzuweisen (Verwendungsnachweis). Ist
der Zuwendungszweck nicht bis zum Ablauf des Haushaltsjahres erfüllt, ist binnen vier
Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres über die in diesem Jahr erhaltenen Beträge
ein Zwischennachweis zuführen.


5.2 Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen
Nachweis.


5.3 In dem Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendung sowie das erzielte
Ergebnis im einzelnen darzustellen. Dem Sachbericht sind ggf. die Berichte der betei-
ligten Ämter der Verwaltung beizufügen.


5.4 In dem zahlenmäßigen Nachweis sind die Einnahmen und Ausgaben in
zeitlicher Folge und voneinander getrennt entsprechend der Gliederung des Finanzie-
rungsplanes auszuweisen. Der Nachweis muß alle mit dem Zuwendungszweck zusam-
menhängenden Einnahmen (Zuwendungen, Leistungen Dritter, eigene Mittel) und Aus-
gaben enthalten. Aus dem Nachweis müssen Tag, Empfänger/Einzahler sowie Grund
und Einzelbetrag jeder Zahlung ersichtlich sein. Soweit der Zuwendungsempfänger die
Möglichkeit zum Vorsteuerabzug nach § 15 UStG 1980 hat, dürfen nur die Entgelte
(Preise ohne Umsatzsteuer) berücksichtigt werden.


5.5 Mit dem Nachweis sind die Belege (Einnahme- und Ausgabebelege) über die
Einzelzahlungen und die Verträge über die Vergabe von Aufträgen vorzulegen.


5.6 Sofern ein einfacher Verwendungsnachweis zugelassen ist, besteht dieser aus
dem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis ohne Vorlage von Belegen. In
dem Nachweis sind Einnahmen und Ausgaben entsprechend der Gliederung des Finan-
zierungsplans in zeitlicher Reihenfolge in monatlichen Summen aufzuführen.


5.7 Der Zwischennachweis besteht aus dem Sachbericht und einem zahlen-
mäßigen Nachweis ohne Vorlage von Belegen, in dem Einnahmen und Ausgaben ent-
sprechend der Gliederung des Finanzierungsplans summarisch zusammenzustellen
sind.


5.8 Die Belege müssen die im Geschäftsverkehr üblichen Angaben und Anlagen
enthalten, die Ausgabebelege insbesondere den Zahlungsempfänger, Grund und Tag
der Zahlung, den Zahlungsbeweis und bei Gegenständen den Verwendungszweck. Im
Verwendungsnachweis ist zu bestätigen, daß die Ausgaben notwendig waren, daß wirt-
schaftlich und sparsam verfahren worden ist und daß die Angaben mit den Büchern und
ggf. den Belegen übereinstimmen.


5.9 Der Zuwendungsempfänger hat die Belege fünf Jahre nach Vorlage des Ver-
wendungsnachweises aufzubewahren, sofern nicht nach steuerrechtlichen oder anderen
Vorschriften eine längere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist.


5.10 Darf der Zuwendungsempfänger zur Erfüllung des Zuwendungszwecks Mittel
an Dritte weiterleiten, muß er die Weitergabe davon abhängig machen, daß die empfan-
genen Stellen ihm gegenüber Zwischen- und Verwendungsnachweise nach den Num-
mern 5.1 - 5.8 erbringen. Diese Nachweise sind dem Verwendungsnachweis nach
Nummer 5.1 beizufügen.
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6 Prüfung der Verwendung


6.1 Die Stadt ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen,
insbesondere zu der Personalausstattung, zu den Eingruppierungen und zu den Vergü-
tungen der Beschäftigten, anzufordern sowie die Verwendung der Zuwendung durch ört-
liche Erhebungen zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Der Zuwendungs-
empfänger hat die erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten und die notwendigen Aus-
künfte zu erteilen. In den Fällen der Nr. 5.10 sind diese Rechte der Stadt auch dem
Dritten gegenüber auszubedingen.


6.2 Unterhält der Zuwendungsempfänger eine eigene Prüfungseinrichtung, ist von
dieser der Verwendungsnachweis vorher zu prüfen und die Prüfung unter Angabe ihres
Ergebnisses zu bescheinigen.


6.3 Das Rechnungsprüfungsamt ist berechtigt, bei dem Zuwendungsempfänger zu prüfen.


7 Erstattung der Zuwendung, Verzinsung


7.1 Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbescheid nach Verwaltungs-
verfahrensrecht (insbesondere §§ 48, 49 VwVfG) oder anderen Rechtsvorschriften un-
wirksam ist oder mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen oder widerrufen
wird. Die Erstattung der Zuwendung sowie deren Verzinsung richtet sich nach § 49 a
Nds. VwVfG.


7.2 Werden Zuwendungen nicht alsbald nach der Auszahlung zur Erfüllung des Zu-
wendungszwecks verwendet und wird der Zuwendungsbescheid nicht zurückgenommen
oder widerrufen, können für die Zeit von der Auszahlung bis zur zweckentsprechenden
Verwendung ebenfalls Zinsen verlangt werden.
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1. ALLGEMEINES 


 


Die Stadt gewährt nach Maßgabe des Haushaltsplanes den dem Stadtsportbund 


Braunschweig e.V. angeschlossenen Vereinen/ Verbänden Zuwendungen im Rahmen 


der Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen aus Haushaltsmitteln der Stadt 


Braunschweig in der jeweils gültigen Fassung und diesen Richtlinien. 


 


Soweit in diesen Richtlinien feste Zuschussbeträge vorgesehen sind, können diese für 


einzelne Jahre unter Berücksichtigung der allgemeinen Kostenentwicklung und der je-


weiligen Finanzlage der Stadt ermäßigt oder erhöht werden. Ebenso können einzelne 


Zuschussarten in den einzelnen Jahren ganz entfallen. 


 


Ein Rechtsanspruch auf die in diesen Richtlinien festgesetzten Zuschüssen besteht 


nicht, auch wenn Zuschüsse über einen längeren Zeitraum bewilligt und gezahlt wor-


den sind. 
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2. VORAUSSETZUNGEN  UND  FORMVORSCHRIFTEN  FÜR  DIE  GEWÄHRUNG   


 VON  ZUWENDUNGEN 


 


2.1 Der Antragsteller muss in das Vereinsregister eingetragen und in Braunschweig  


       ansässig sein. 


 


2.2 Der Antragsteller muss nach den gesetzlichen Bestimmungen als gemeinnützig  


       anerkannt sein. 


 


2.3 Die Zuwendung ist schriftlich bei der Stadt - Fachbereich Schule und  


       Sport - zu beantragen. 


 


2.4  Anträge nach Ziffer 3.3 dieser Richtlinien müssen bis zum 15. März des Jahres, in  


       dem die Zuwendung gewährt werden soll, vorliegen. 


 


2.5   Die beantragte Förderung muss unmittelbar sportlichen Zwecken dienen. 


 


2.6 Der Antragsteller muss alle weiteren Förderungsmöglichkeiten ausgeschöpft  


       haben. 


 


2.7  Der Antragsteller muss nachweisen, dass Eigenmittel und Eigenleistungen in ei- 


        nem angemessenen Verhältnis zur beantragten Zuwendung und zur eigenen Fi- 


        nanzkraft eingesetzt werden. 


 


2.8  Der Antragsteller muss die mit dem Bewilligungsbescheid verbundenen Bedin- 


         gungen und Auflagen anerkennen. 


 


2.9. Erforderliche und abschließend geprüfte Verwendungsnachweise bereits ge- 


        währter Zuschüsse müssen vorliegen. Verwendungsnachweise können im  


        Einzelfall oder generell gefordert werden.  
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* 
§ 13 Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf des Zuwendungsbescheides und Rückforderung von Zuwendung: 
Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf von Zuwendungsbescheiden sowie als Folge hiervon die Rückforderung der Zu-
wendungen incl. der zu entrichtenden Zinsen richten sich nach dem Verwaltungsverfahrensgesetz (vgl. insbes. § 49a Nds. 
VwVfG, §§ 48,49 VwVfG) oder anderen Rechtsvorschriften sowie den Allgemeinen Nebenbestimmungen (Anlage 1 oder 
Anlage 2) als Bestandteil des Zuwendungsbescheides. Die erforderlichen Verwaltungsakte sind unter Angabe der Rechtsla-
ge schriftlich zu begründen (§ 39 VwVfG). 


2.10 Der Bewilligungsbescheid kann gemäß § 13 der Allgemeinen Zuwendungsrichtli- 


        nien der Stadt Braunschweig zurückgenommen oder widerrufen werden *. 


 


Abweichend von den Ziffern 2.3, 2.6 und 2.7 gelten für Unterhaltungszuschüsse die 


unter Ziffer 3.4 dieser Richtlinien aufgeführten Regelungen. 


 


3. FÖRDERUNGSARTEN 


 


 3.1 Bereitstellung der städtischen Sportstätten 


 


       Für den Trainings- und Wettkampfbetrieb der Braunschweiger Vereine/ Ver- 


        bände stellt die Stadt im Rahmen der vorhandenen Kapazitäten städtische  


        Sportstätten zur Verfügung. Es wird ein Nutzungsentgelt entsprechend dem vom  


       Rat beschlossenen Entgelttarif erhoben. 


 


 3.2 Nutzung sonstiger Sportstätten 


 


     Vereine/ Verbände, die sonstige Sportstätten nutzen, können Zuwendungen  


      erhalten, deren Höhe im Einzelfall festgelegt wird. 


 


 3.3 Bau, Erweiterung und Instandsetzung von Sportstätten 


 


       Für den Bau, die Erweiterung und Instandsetzung von vereinseigenen, ge- 


        pachteten und gemieteten Sportstätten kann die Stadt unter folgenden Vor- 


        aussetzungen Zuwendungen gewähren: 
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       3.31 Die Maßnahme muss einen unmittelbaren Sportbezug aufweisen. 


     Dies ist insbesondere nicht bei Maßnahmen gegeben, die Gaststätten und  


      deren Einrichtungen, Wohnungen, Garagen und gewerblich betriebene Anla- 


      gen betreffen. 


 


       3.32 Für die Maßnahme muss die Stadt den Bedarf anerkennen. 


 


       3.33 Die Gesamtfinanzierung der Maßnahme muss gesichert sein. Hierzu 


      ist die Vorlage eines nachvollziehbaren Kosten- und Finanzierungsplans 


      notwendig.  


 


       3.34  Die Höhe der Zuwendung beträgt in der Regel bis zu 50 % der zuschussfähi- 


       gen Kosten.  


 


       3.35 Die Stadt ist unabhängig von evtl. erforderlichen Genehmigungsverfahren  


      über die Planung und Durchführung zu informieren. 


 


       3.36  Übersteigt die Summe der beantragten Zuwendungen die zur Verfügung ste- 


        henden Haushaltsmittel, wird über die Anträge nach folgenden Prioritäten  


        entschieden: 


 


     1. Priorität:  Sicherheit 


     2. Priorität:  Erhaltung und Pflege der Sportstätten  


     3. Priorität:  Umweltschutzmaßnahmen 


     4. Priorität:  Ergänzung und Erweiterung 


     5. Priorität:  Kauf von Sportgeräten 


     6. Priorität:  Neue Maßnahmen 
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 3.4 Unterhaltung vereinseigener, gepachteter und gemieteter Sportstätten 


 


      Die Stadt gewährt Sportvereinen für die laufende Unterhaltung vereinseigener  


        sowie gepachteter und gemieteter Sportstätten Unterhaltungszuschüsse. Die  


           Höhe der Unterhaltungszuschüsse wird jährlich festgesetzt. 


 


        Ein schriftlicher Antrag ist nur zu Beginn einer Förderung notwendig und muss  


         nicht jährlich wiederholt werden. Dem Zuschussempfänger obliegt die Verpflich- 


         tung, Veränderungen im Bestand der Sportstätten der Stadt mitzuteilen. 


 


      Voraussetzung für die Bewilligung der Unterhaltungszuschüsse ist, dass sich die  


        Sportstätte in einem den Erfordernissen des jeweiligen Nutzungszwecks entspre- 


        chenden Zustand befindet und der Zuschussempfänger die Gewähr dafür bietet, 


 


      dass er in der Lage ist, die Unterhaltungsmaßnahmen fachgerecht durchzuführen. 


        Auch ist er gehalten, drohende oder bestehende Schäden unverzüglich gegenüber 


       der Stadt anzuzeigen.  


 


       Erstmalig im Jahr 2008 müssen Sportvereine, denen Unterhaltungszuschüsse für 


       die Pflege von Rasengroß- und -kleinspielfeldern sowie Plätzen mit Tennenbelag


       zustehen, Pflegepläne von der Stadt oder durch Fachbetriebe erarbeiten lassen 


        und der Verwaltung zur Genehmigung vorlegen. Die Unterhaltungszuschüsse wer 


        den im Jahr 2008 erst nach Vorlage der Pflegepläne ausgezahlt. 


 


        Die Stadt ist berechtigt, von einzelnen Vereinen auch künftig neue Pflegepläne  


        anzufordern. 
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.        Bei einer nicht sachgerechten Verwendung der gewährten Unterhaltungszu- 


         schüsse können der Zuschuss zurückgefordert (siehe auch Ziffer 2.10) und  


         künftige Zuschussbewilligungen vorübergehend bzw. dauerhaft ausgesetzt  


         werden. 


 


 3.5 Förderung des Vereinssportbetriebes 


 


3.51 Teilnahme an Meisterschaften und sonstigen bedeutenden  


          Veranstaltungen 


    


a.  Die Stadt gewährt Zuwendungen für die Teilnahme an nationalen und  


      internationalen Meisterschaften. Es muss sich dabei mindestens um  


       eine Deutsche Meisterschaft handeln, die  von einem dem Landes- 


       sportbund oder Deutschen Olympischen Sportbund angehörenden - 


      Fachverband ausgerichtet wird. 


 


   Zur Teilnahme an den jeweiligen Meisterschaften muss sich die/ der  


   Aktive in Ausscheidungskämpfen seines Spitzenverbandes qualifiziert  


   haben. 


 


   Bei Meisterschaften, die in Vor-, Zwischen- und Endrunden ausgetra- 


   gen werden, kann der Zuschuss nur für die Endrunde gewährt wer- 


   den. 


 


   Folgende Zuwendungen können gewährt werden: 


 


           - Fahrkostenzuschuss bis max. 50 % der entstandenen Kosten (maximal  


      Deutsche Bahn AG-Tarif 2.Klasse-Rückfahrkarte Braunschweig –  


      Wettkampfort) 
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   - Verpflegungskostenzuschuss in Höhe von 6,00 € je Teilnehmerin/ Teil- 


      nehmer und Veranstaltungstag 


   (An- und Abreisetag gelten als ein Veranstaltungstag) 


 


   - Übernachtungszuschuss in Höhe von 6,00 € je Teilnehmerin/ Teilneh- 


      mer  


 


b. Für andere Veranstaltungen können ausnahmsweise Pauschalzu- 


     schüsse je Teilnehmerin/ Teilnehmer gewährt werden, wenn es sich  


     um herausragende sportliche Veranstaltungen handelt und ein be- 


     sonderes Interesse der Stadt an der Teilnahme von Braunschweiger  


     Aktiven besteht. 


 


      Die Zuwendungen werden anteilig um die Beträge gekürzt, die von  


      anderer Seite bewilligt werden. 


 


c.  Für Begleitpersonen können in gleicher Höhe wie für Aktive Zuschüs- 


    se gewährt werden. Für jeweils bis zu 10 Aktive wird eine Begleitper- 


    son anerkannt. 


   Die Höhe dieser Zuwendungen ist begrenzt auf die tatsächlich entstan- 


    denen und nachgewiesenen Kosten. 


 


   3.52 Sportveranstaltungen 


 


   Für Sportveranstaltungen, die in besonderer Weise geeignet sind, das  


   Image Braunschweigs auch als Sportstadt zu festigen und auszubauen,  


   können im Einzelfall auf Antrag Zuwendungen gewährt werden, sofern  


   ein Braunschweiger Verein/ Verband maßgeblich an der Ausrichtung der  


   Veranstaltung beteiligt ist. 
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   Eine Zuwendung nach diesen Richtlinien kommt nur in Betracht,  


   wenn der Veranstalter alle sonstigen Finanzierungsmöglichkeiten  


   ausgeschöpft hat (z. B. Sponsoringleistungen). 


 


   Als Zuschuss können max. 50 v. H. der nachgewiesenen unabweisbaren  


   Kosten gewährt werden. 


 


   Nicht zuschussfähig sind grundsätzlich Ausgaben, die in keinem ausge- 


   wogenen Verhältnis zur Bedeutung und Wirkung der jeweiligen Veran- 


   staltung stehen. 


 


   Anträge sind rechtzeitig vor der Veranstaltung zu stellen. 


 


 


  3.53 Leistungsgemeinschaften 


 


   Die Stadt kann für den Trainings- und Wettkampfbetrieb von Leistungs- 


   gemeinschaften eine Zuwendung gewähren. 


 


   Die Höhe der Zuwendung wird im Einzelfall festgesetzt. 


 


  3.54 Vereinszusammenschlüsse 


 


   Zur Förderung von großen, leistungsfähigen Vereinen mit einem umfas- 


   senden Sportangebot kann die Stadt bei Vereinszusammenschlüssen  


   einmalige Zuwendungen zur Verfügung stellen. 
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 3.6 Sonstige Sportförderung 


 


  3.61 Geschäftsstelle des Stadtsportbundes Braunschweig e. V. 


 


   Die Stadt gewährt dem Stadtsportbund Braunschweig e.V. für die Unter- 


   haltung der Geschäftsstelle und zu den Personal- und Sachkosten der  


   Sportjugend eine Zuwendung, deren Höhe jährlich neu festgesetzt wird. 


 


  3.62 Beschäftigung von Übungsleitern 


 


Die Stadt kann den Vereinen Zuschüsse bis zu einem Drittel der  


Entgelte für lizenzierte nebenamtliche Übungsleiter gewähren. 


 


   Die Stadt zahlt den Gesamtbetrag für Übungsleiter an den Stadtsport- 


   bund Braunschweig e. V., der die Verteilung dieser Zuwendung an die  


    Vereine vornimmt und hierüber Verwendungsnachweise führt. 


 


  3.63 Sportabzeichen 


 


   Die Stadt Braunschweig unterstützt die Sportabzeichenaktionen durch  


   die Bereitstellung von anteiligen Mitteln für Personalkosten beim Stadt- 


   sportbund Braunschweig e. V. 
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 3.7  Ehrungen 


 


3.71 Ehrung von Meisterinnen und Meister des Sports 


 


Die Stadt ehrt in jedem Jahr Sportlerinnen und Sportler, die auf  


nationaler und internationaler Ebene erfolgreich waren. Die Ehrungsvor- 


aussetzungen werden durch die politischen Gremien der Stadt festge- 


legt. 


 


  3.72 Sportmedaille der Stadt Braunschweig 


 


   Hervorragende sportliche Leistungen oder Verdienste um den Sport ehrt 


   die Stadt mit der Sportmedaille entsprechend den von den politischen  


   Gremien beschlossenen Verleihungsgrundsätzen. 


 


 


6. INKRAFTTRETEN 


 


 Diese Richtlinien treten am 1. Oktober 2007 in Kraft. 


 





